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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Januar 1959 

6 — 68010 — 3943/58 


An den 

Herrn Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat gemäß 
Artikel 6 des Durchführungsabkommens über die Assoziierung 
der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der Gemein- 
schaft die Verordnung Nr. 5 zur Festlegung der Einzelheiten 
für die Anforderung und Überweisung der Finanzbeiträge 
sowie für die Haushaltsregelung und die Verwaltung der Mittel 
des Entwicklungsfonds für die überseeischen Länder und 
Hoheitsgebiete vom 2. Dezember 1958 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 681/58) erlassen. Der Deutsche 
Bundestag ist unter Bezugnahme auf Artikel 2 Satz 2 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 
hierüber unterrichtet worden. Der Deutsche Bundestag hat in 
seiner Sitzung am 27. November 1958 zustimmend Kenntnis 
genommen. Auf mein Schreiben vom 26. August 1958 
— 6 — 68010 — 3943/58 III — Drucksache 540 — und auf das 
Schreiben des Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 
vom 1. Dezember 1958 wird Bezug genommen. 

Artikel 13 der Verordnung Nr. 5 sieht vor, daß der Rat vor 
dem 31. Dezember 1958 nach Maßgabe des Artikels 6 des vor- 
genannten Durchführungsabkommens die Vorschriften über 
die Verantwortung der anweisungsbefugten Personen und der 
Rechnungsführer sowie die entsprechenden Kontrollmaßnah- 
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men festlegt. Auf Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft hat der Rat die 

Verordnung Nr. 6 zur vorläufigen Regelung der Ver- 
antwortung der Anweisungsbefugten und Rechnungs- 
führer der Mittel des Entwicklungsfonds für die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete vom 3. Dezember 
1958 (Amtsblatt der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaften S. 686/58) 

erlassen. Die Verordnung, deren Rechtsform durch Artikel 13 
der Verordnung Nr. 5 festgelegt wurde, enthält in Durchfüh- 
rung des genannten Artikels interne Regelungen über die 
kassenmäßige Verwaltung des Entwicklungsfonds sowie über 
die Flaftung der hiermit beauftragten Personen. 

Anbei übersende ich die Verordnung Nr. 6 mit der Bitte, gemäß 
Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 
1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
von dieser Verordnung Kenntnis zu nehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Verordnung Nr. 6 zur vorläufigen Regelung 

der Verantwortung der Anweisungsbefugten und 
Rechnungsführer der Mittel des Entwicklungsfonds für die 
überseeischen Länder und Hoheitsgebiete 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft — 

Gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere Artikel 132? 

Gestützt auf die Artikel 1 bis 7 des Durchfüh- 
rungsabkommens über die Assoziierung der über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der Ge- 
meinschaft; 

Gestützt auf Artikel 13 der Verordnung Nr, 5 zur 
Festlegung der Einzelheiten für die Anforderung 
und Überweisung der Finanzbeiträge sowie für 
die Haushaltsregelung und die Verwaltung der 
Mittel des Entwicklungsfonds für die überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete; 

Gestützt auf den Vorschlag der Kommission; 

In der Erwägung, daß es für die Durchführung 
des Artikels 13 der Verordnung Nr. 5 erforderlich 
ist, die Aufgaben und den Umfang der Verantwor- 
tung der Anweisungsbefugten und Rechnungsführer, 
die mit der Verwaltung der Mittel des Entwick- 
lungsfonds für die überseeischen Länder und 
Hoheitsgebiete beauftragt sind, festzulegen — 

Hat folgende Verordnung erlassen: 

Artikel 1 

Der für Investitionen in den überseeischen Län- 
dern und Hoheitsgebieten zuständige General- 
direktor ist Hauptanweisungsbefugter für die Mittel 
des Fonds. 

Artikel 2 

Der Hauptanweisungsbefugte des Fonds kann 
sich von bevollmächtigten Anweisungsbefugten un- 
terstützen lassen; ihre Bestellung bedarf der Zu- 
stimmung der Kommission. Jeder Beschluß über 
die Vollmachtserteilung bezeichnet die Dauer und 
den Umfang der Vollmacht. 


Artikel 3 

Der Hauptanweisungsbefugte oder die bevoll- 
mächtigten Anweisungsbefugten des Fonds weisen 
die für die Ausführung des Sonderhaushaltsplans 
erforderlichen Beträge zur Überweisung und Zah- 


lung an, und zwar nach Maßgabe der Finanzie- 
rungsabkommen, die zur Durchführung der in Ar- 
tikel 23 der Verordnung Nr. 5 vorgesehenen Ent- 
scheidungen für jedes Vorhaben geschlossen wer- 
den. 

Artikel 4 

Die für ein Vorhaben zur Zahlung angewiesenen 
Mittel dürfen in keinem Fall die Beträge über- 
schreiten, welche die Kommission nach Genehmi- 
gung der Vergaben und Aufträge festgesetzt hat. 

Der Anweisungsbefugte darf dem mit der Zah- 
lung an Ort und Stelle beauftragten Geldinstitut 
keinen Betrag zur Verfügung stellen, der dessen 
diesbezüglichen Kassenbedarf, wie er sich aus dem 
Fäiligkeitskaiender ergibt, den die für die Durch- 
führung der Arbeiten verantwortliche Behörde mit- 
geteilt hat, überschreitet. 

Nach Durchführung jedes Vorhabens veranlassen 
die Anweisungsbefugten des Fonds den endgültigen 
Abschluß der entsprechenden Rechnung sowie die 
Einziehung der etwa erforderlichen Rückzahlungen. 

Artikel 5 

Bei der Ausübung seines Amtes haftet jeder 
Anweisungsbefugte persönlich für folgendes: 

— die Einhaltung der Beträge, die nach Genehmi- 
gung der Aufträge und Vergaben in Durchfüh- 
rung der Finanzierungsabkommen festgesetzt 
worden sind; 

— ■ jede nicht genehmigte Überschreitung der Aus- 
gabemittel; 

— die Erteilung der Rückzahlungsanweisungen ge- 
mäß Artikel 4 Abs. 3; 

— jedes Verschulden in der Amtsführung, durch 
das der Gemeinschaft ein finanzieller Schaden 
entsteht. 

Artikel 6 

Für die Genauigkeit der Zahlungen und die 
Rechnungsführung des Fonds ist ein Rechnungs- 
führer verantwortlich; dieser wird vom Präsiden- 
ten der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft bestellt. 

Der Rechnungsführer kann nicht gleichzeitig An- 
weisungsbefugter sein. 


3 



Drucksache 834 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel 7 

Die Zahlungs- oder Rückzahlungsanweisungen 
dürfen nur ausgeführt werden, wenn sie vorher mit 
dem Sichtvermerk des Rechnungsführers versehen 
sind. Dieser Vermerk bescheinigt das Vorhanden- 
sein der Ausgabemittel, die Richtigkeit der Buchung 
und die Ordnungsmäßigkeit der eingereichten Be- 
lege. 

Artikel 8 

Im Rahmen seiner Zuständigkeit haftet der Rech- 
nungsführer persönlich für die rechnerische und 
sachliche Richtigkeit der Buchführung des Fonds und 


für jedes Verschulden in der Amtsführung, durch 
das der Gemeinschaft ein finanzieller Schaden ent- 
steht. 

Artikel 9 

Die Grundsätze und die Einzelheiten für die 
Handhabung der vorbezeichneten Verantwortung 
für die Anweisungsbefugten und Rechnungsführer 
des Fonds bestimmen sich nach den Vorschriften in 
Ausführung der Artikel 209 Buchstabe c und 215 
Abs. 3 des Vertrags. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat, 


Geschehen zu Brüssel am 3. Dezember 1958 


Im Namen des Rates 
DER PRÄSIDENT 

L. ERHARD 
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